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Teilhabe und Integration durch Bildung

Von den rund zwei Millionen Schülerinnen und Schülern in Nordrhein-
Westfalen haben gut ein Viertel (26,2%) einen Migrationshintergrund.
Die Gestaltung dieser interkulturellen Vielfalt  prägt die Arbeit  vieler
Schulen.

Das im Februar 2012 vom Landtag verabschiedete Teilhabe- und In-
tegrationsgesetz erweitert den schulischen Bildungs- und Erziehungs-
auf-trag (§ 2 SchulG). Die Schülerinnen und Schüler sollen lernen,
Men-schen unterschiedlicher Herkunft vorurteilsfrei zu begegnen, die
Werte der unterschiedlichen Kulturen kennenzulernen und zu reflek-
tieren,  so-wie  für  ein  friedliches  und diskriminierungsfreies  Zusam-
menleben ein-zustehen. Wir brauchen daher eine systematische und
nachhaltige interkulturelle Unterrichts- und Schulentwicklung. Wichti-
ge Grundlagen sind eine durchgängige Sprachbildung, die Verknüp-
fung  von  Unterricht,  Ganztagsangeboten  und  herkunftsprachlichem
Unterricht,  die  Entwicklung  von  Bildungs-  und  Erziehungspartner-
schaften zwischen Schule und Elternhaus sowie  die Entwicklung ei-
ner demokratischen Schulkultur.

Der Erlass regelt die Verwendung der im Haushalt des MSW zur Ver-
fügung stehenden „Integrationsstellen“. Er verfolgt den inzwischen in
Fachwelt und Politik verankerten Ansatz des Diversity Managements.
Es gilt, die Potentiale und Ressourcen der jungen Menschen zu nut-
zen und zu entfalten. Die Stellen sollen für zusätzliche Lern- und Un-
terrichtszeit in den Schulen sowie zum Teil auch für die Koordination
entsprechender Aktivitäten in den Kommunen genutzt werden. Schu-
len und Kommunen werden dabei von den örtlichen kommunalen In-
tegrationszentren bzw. RAA\qen unterstützt. 

Der Erlass wird schrittweise bis zum 1. 8. 2013 umgesetzt. Landes-
weit gültige Formulare für die erforderlichen Anträge und Zielverein-
barungen werden zur Verfügung gestellt.

Zu BASS 14 – 01 Nr. 4
Vielfalt gestalten –

Teilhabe und Integration durch Bildung;
Verwendung von Integrationsstellen

RdErl. d. Ministeriums für Schule und Weiterbildung
v. 29. 6. 2012 – 321-6.08.06.10-104233

1. Grundlagen und Auftrag
1.1 Das Zusammentreffen von Menschen fordert  einen wertschätzen-

den  und  sensiblen  Umgang mit  kultureller  Differenz  und  Vielfalt.
Dies  ist  eine  Grundvoraussetzung  zur  Herstellung  von  Chancen-
gleichheit und Bildungsgerechtigkeit. Integration orientiert sich da-
her als Querschnittsaufgabe an den Bedarfen und Potenzialen der
Menschen  mit  Migrationshintergrund  in  ihren  verschiedenen  Le-
benslagen sowie an den Prinzipien des „Diversity Management“, der
Interkulturalität, der Mehrsprachigkeit, der individuellen Förderung.

1.2 Ziel der Verwendung von Integrationsstellen ist Teilhabe und Inte-
gration durch Bildung, insbesondere im Hinblick auf interkulturelle
Unterrichts-  und  Schulentwicklung  und  durchgängige  Sprachbil-
dung. Die Stellen sollen dazu beitragen, die Bildungschancen von
Kindern  und  Jugendlichen  zu  verbessern,  um möglichst  früh  die
Grundlagen für eine erfolgreiche Schullaufbahn sowie einen erfolg-
reichen Lebens- und Berufsweg zu schaffen, Übergänge möglichst
erfolgreich zu gestalten und Demokratie und interkulturelle Verstän-
digung in Schule und Gesellschaft  zu stärken. Dies geschieht im
Rahmen der Bildungskette vom Übergang von der Kindertagesein-
richtung in die Schule über die schulische und außerschulische Bil-
dung bis hin zum Übergang von der Schule in eine Berufsausbil-
dung, ein Studium oder einen Beruf.

1.3 Integration geschieht vor Ort im Zusammenwirken der unterschiedli-
chen Akteure. Die Schulen arbeiten eng mit anderen Schulen mit
ähnlichen Zielen sowie mit den kommunalen, regionalen und über-
regionalen Akteuren der Integrations-, Bildungs-, Familien- und Ju-
gendarbeit sowie aus Kultur und Sport zusammen. Sie werden von
den kommunalen Integrationszentren unterstützt.

2. Verwendungszweck der Integrationsstellen
2.1 Das für Schule zuständige Ministerium unterstützt die Schulen nach

Maßgabe des Haushalts durch die Bereitstellung von zusätzlichen
Stellen für die Teilhabe und Integration durch Bildung („Integrations-
stellen“).

2.2 Die Integrationsstellen werden von der oberen Schulaufsicht bewirt-
schaftet. Die obere Schulaufsicht stellt sicher, dass bei Bedarf aus-
reichend Stellenanteile für Bedarfe zur Verfügung stehen, auf die
flexibel reagiert werden muss, beispielsweise bei unvorhergesehe-
nem Zuzug größerer Gruppen von Kindern und Jugendlichen mit
Migrationshintergrund.

2.3 Die  Integrationsstellen  werden  gleichermaßen  für  in  Nordrhein-
Westfalen bereits seit  längerer Zeit  lebende wie neu zugezogene
Kinder und Jugendliche mit Migrationshintergrund verwandt, insbe-
sondere in Schulen, Wohngebieten und Regionen mit einem hohen
Anteil von Menschen in wirtschaftlichen und sozialen Problemlagen.

2.4 Die den Schulen zuzuweisenden Stellen sollen zur Weiterentwick-
lung von Unterricht und Schulleben durch die Initiierung und Stabili-
sierung von interkulturellen Schulentwicklungsprozessen beitragen.
Sie sind für zusätzliche Lern- und Unterrichtszeit zu verwenden und
sollen eng mit dem Unterricht, Ganztagsangeboten und herkunftss-
prachlichem Unterricht verknüpft werden. Sie können im Einzelnen
insbesondere zur durchgängigen sprachlichen Bildung, zur Entwick-
lung von Erziehungs- und Bildungspartnerschaften zwischen Schule
und Elternhaus sowie zur interkulturellen Verständigung, auch für
Vorhaben  gegen  Fremdenfeindlichkeit  und  Rassismus  verwendet
werden. Die Schulen bilden zur Umsetzung ein Team von Lehrkräf-
ten und ggf. weiteren Fachkräften.

2.5 Die Stellen dürfen nicht für die Abdeckung des Unterrichts im Rah-
men der Stundentafel und zur Bildung kleinerer Klassen verwendet
werden.  Unterrichtsstunden  und  Ergänzungsstunden,  die  auf  der
Grundlage der Stundentafel angeboten werden, sowie Stellen, die
zusätzlich für die offene Ganztagsschule im Primarbereich oder den
gebundenen Ganztag zur Verfügung gestellt  werden, dürfen nicht
auf  die  Verwendung  der  Integrationsstellen  angerechnet  werden
(Vermeidung von Doppelfinanzierung).

2.6 Das für Schule zuständige Ministerium kann die Verwendung von
bis zu 35 Stellen für regionale Vorhaben, Koordination, Unterstüt-
zung, Beratung und Fortbildung vorsehen, davon bis zu 3 Stellen für
landesweite Koordinationsaufgaben.

3. Verfahren zur Verwendung
der Integrationsstellen in den Schulen 

3.1 Die Schule stellt  bis 30. Oktober eines Jahres,  für  das Schuljahr
2013/2014 bis zum 31. Dezember 2012, bei der zuständigen Schul-
aufsicht einen Antrag auf Durchführung eines Vorhabens unter Zu-
weisung von Integrationsstellen. Die Laufzeit eines Vorhabens be-
trägt in der Regel zwei Jahre. Eine Verlängerung ist bei fortbeste-
hender Problemlage und gleichzeitig nachweisbarem und absehba-
rem Erfolg möglich.

3.2 Der Antrag enthält ein schulisches Integrationskonzept mit folgen-
den Elementen:

–
eine Darstellung der Ziele und Handlungsfelder des Vorhabens, 

–
eine Bestandsaufnahme des schulischen Bedarfs unter Berück-
sichtigung des sozialen und wirtschaftlichen Status aller Schüle-
rinnen und Schüler sowie ihrer Familien, 

–
Angaben zur Verknüpfung der mit den Integrationsstellen durch-
geführten Vorhaben mit dem Unterricht in möglichst mehreren
Fächern und mit außerunterrichtlichen Angeboten, insbesondere
im Rahmen des Ganztags,  

–
Angaben zu den beabsichtigten interkulturellen Prozessen der
Schul- und Unterrichtsentwicklung,

–
Angaben zu dem in der Schule im Vorhaben tätigen Team von
Lehrkräften und ggf. anderen beteiligten Berufsgruppen,

–
Angaben zur Zusammenarbeit beispielsweise mit anderen Schu-
len, Kindertageseinrichtungen, Trägern der Jugendhilfe, Agentu-
ren für Arbeit, Jobcentern, Elternverbänden, Migrantenselbstor-
ganisationen und anderen Einrichtungen und Organisationen der
Kommune und der Zivilgesellschaft,

–
Angaben zur Einordnung des Vorhabens im örtlichen Integrati-
onskonzept der Kommune,
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–
einen Zeit- und Arbeitsplan mit Hinweisen zum innerschulischen
Transfer nach Ablauf der Laufzeit des Vorhabens,

–
einen Beschluss der Schulkonferenz (§ 65 Absatz 2 Nummern 1
bis 3 SchulG – BASS 1 – 1) und Angaben zur Beteiligung ande-
rer schulischer Mitwirkungsgremien (z. B. Lehrerkonferenz, El-
ternpflegschaft, Ganztagsgremien). 

3.3 Die Anträge können auch von mehreren Schulen gemeinsam als
Netzwerk gestellt werden.

3.4 Schulen oder Schulnetzwerke, die bereit sind, als Hospitationsschu-
len oder Hospitationsnetzwerke ihre Erfahrungen anderen Schulen
weiterzugeben,  können  dafür  im  Rahmen  der  Integrationsstellen
Stellenanteile  im  Umfang  von  0,25  Stellen  pro  Schule  oder  pro
Schulnetzwerk beantragen. 

3.5 Die Bewilligung erfolgt nach Abschluss einer schriftlichen Zielverein-
barung zwischen Schulaufsicht und Schulleitung auf der Grundlage
der im Antrag enthaltenen Angaben.

3.6 Die in den Anträgen beschriebenen Ziele sind spezifisch, d.h. ein-
deutig definiert  und so präzise wie möglich,  evaluierbar,  von den
Beteiligten akzeptiert, realistisch und somit im Projektzeitraum um-
setzbar, terminierbar, ggf. auch mit Zwischenschritten.

3.7 Die Schulen berichten der Schulaufsicht über die Zielerreichung.

4. Verfahren zur Verwendung
der Integrationsstellen für kommunale Koordination 

4.1 Antragsberechtigt sind kreisangehörige Kommunen mit hohem An-
teil  von  Familien  mit  Migrationshintergrund,  insbesondere  in  wirt-
schaftlich  und  sozial  angespannten  Lebensverhältnissen,  sowie
kreisfreie Städte für entsprechende Stadtteile mit Bedarfen, die vom
kommunalen Integrationszentrum nicht abgedeckt werden können. 

4.2 Die Kommune stellt bei dem für Schule zuständigen Ministerium bis
zum 30. Oktober eines Jahres, für das Schuljahr 2013/2014 bis zum
31. Dezember 2012, einen Antrag auf Durchführung eines Vorha-
bens unter Zuweisung von bis zu 1,0 Integrationsstellen. Die Lauf-
zeit eines Vorhabens beträgt bis zu drei Jahre. Eine einmalige Ver-
längerung um bis zu drei Jahre ist möglich.

Der Antrag enthält analog zu den Anträgen der Schulen die auf die
jeweilige Kommune beziehungsweise den jeweiligen Stadtteil  und
die dortigen Schulen bezogenen Angaben, Angaben zur Einbindung
des Vorhabens in die Arbeit des örtlichen kommunalen Integrations-
zentrums, der örtlichen Jugendhilfeplanung sowie des jeweiligen re-
gionalen Bildungsnetzwerks sowie die Bereitschaft zur Übernahme
der Sachkosten.

4.3 Die Auswahl  der  zu fördernden Kommunen erfolgt  durch das für
Schule zuständige Ministerium unter Beteiligung der für Integration,
Kinder und Jugend zuständigen Ministerien. Die Bewilligung und die
Zuweisung der Stellen erfolgt durch die obere Schulaufsicht durch
den Abschluss einer schriftlichen Vereinbarung mit der Kommune
auf der Grundlage der im Antrag enthaltenen Angaben. 

4.4 Für  Anträge und Vereinbarungen gilt  Nummer  3.6  entsprechend.
Das Land geht davon aus, dass die Kommune während der Projekt-
laufzeit  im Rahmen ihrer  haushaltswirtschaftlichen und der  haus-
haltsrechtlichen Möglichkeiten bisherige Vorhaben für den gesam-
ten Zeitraum beibehält. Sollte dies nicht möglich sein, behält sich
das Land vor, die von ihm bereit gestellten Stellenanteile abzuzie-
hen. Die Vereinbarung enthält darüber hinaus die Bereitschaft der
Kommunen zur  Beibehaltung  bisheriger  Vorhaben  sowie  zur  Zu-
sammenarbeit, zum Austausch und zur unentgeltlichen und gegen-
seitigen Weitergabe ihrer Erfahrungen im Verbund der kommunalen
Integrationszentren (BASS 12 – 21).

5. Qualitätsentwicklung und Qualitätssicherung
auf Landesebene

5.1 Die untere Schulaufsicht und die kommunalen Integrationszentren
unterstützen und beraten die Schulen und die Kommunen bei An-
tragstellung, Durchführung und Evaluation sowie beim Aufbau und
der Weiterentwicklung von örtlichen Netzwerken (Zuständigkeitsver-
ordnung Schulaufsicht – BASS 10 – 32 Nr. 47 sowie Kommunale In-
tegrationszentren – BASS 12 – 21).

5.2 Die landesweite Koordinierungsstelle der Kommunalen Integrations-
zentren unterstützt die untere Schulaufsicht und die Kommunalen
Integrationszentren durch einen landesweiten Beratungspool. Hier-
für  werden im Durchschnitt  0,25 Stellen pro Kreis  und kreisfreier
Stadt zur Verfügung gestellt. In diesem Rahmen werden auch Fort-
bildungsmaßnahmen angeboten.

5.3 Grundlage von Fortbildungsmaßnahmen ist  die landesweite Maß-
nahme „Unterricht von Schülerinnen und Schülern mit Migrations-
hintergrund an allen Schulformen“ (BASS 20 – 22 Nr. 8). Die jeweili-
gen Personen arbeiten mit den örtlichen Kompetenzteams zusam-
men.  Hospitationsschulen  und  Hospitationsnetzwerke  nach  Num-
mer 3.4 werden eingebunden.

5.4 Die Schulen bzw. die Kommunen legen nach Abschluss des Vorha-
bens der oberen Schulaufsicht einen Nachweis über die Verwen-
dung der zugewiesenen Stellen vor, der einen Bericht über die er-
reichten Ziele und eine Aufstellung der verwendeten Stellenanteile
enthält. Die obere Schulaufsicht fasst die Berichte zusammen und
stellt ihren Gesamtbericht der landesweiten Koordinierungsstelle zur
Verfügung.

5.5 Die landesweite Koordinierungsstelle der Kommunalen Integrations-
zentren führt die Berichte der oberen Schulaufsicht zusammen. Die
für Schule, Kinder und Jugend sowie Integration zuständigen Minis-
terien  beraten  gemeinsam auf  der  Grundlage  dieser  Auswertung
über gegebenenfalls erforderliche Maßnahmen zur weiteren Quali-
tätsentwicklung und Qualitätssicherung.

6. Ersatzschulen:
Die Ersatzschulträger beantragen die Refinanzierung von Integrations-
stellen bei  der zuständigen oberen Schulaufsichtsbehörde. Für geneh-
migte Ersatzschulen gelten Nummern 2 und 3 dieses Erlasses entspre-
chend; an die Stelle der Schulleitung in den Nummern 3.5 bis 3.7 tritt der
Schulträger. Im Übrigen gelten die Festlegungen des für das jeweilige
Haushaltsjahr geltenden Bewirtschaftungserlasses für Kapitel 05 490 –
Haushalt der Ersatzschulen.

7. Inkrafttreten
Dieser RdErl. tritt sofort in Kraft. Der Erlass „Förderung von Kindern und
Jugendlichen mit Migrationshintergrund; Verwendung der Stellen für Inte-
grationshilfen“ (BASS 14 – 01 Nr. 4) wird aufgehoben.
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